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Nummer Berückſichrigung finden. 


Ergebniſſe brieflicher Anfragen eine theilweiſe Ergänzung erfuhr. Darnach 


In hen et gibt es Behörden, welche die Geldverleihergeſchäfte, ſoweit dieſe nicht 

Die wirthſchaftliche und rechtliche Natur des Geldverleiher- etwa die Pfandleihe in den Kreis ihres Gewerbebetriebes ziehen, 
geſchäftes. Von Dr. V. Pogatſchnigg. (Fortſetzung.) gewerberechtlich ganz ignoriren und ſteuerrechtlich lediglich zur Einkommen— 
Mittheilungen aus der Praxts: ſteuer heranzuziehen pflegen. Von einigen Aemtern wieder werden 
Competenz der politiſchen Behörden zur Beſtrafung der Uebertretungen der Liei- dieſe Geſchäfte nach der Gewerbeordnung beurtheilt und hier als freie, 
tationsorduung vom 15. Juli 1786. dort als conceſſionirte angeſehen. Wieder andere Behörden nehmen 


Zu 5 0 Aan Bei dennsſchuſe 12 5 en an u von ihnen nur Notiz, ſofern ſie in der Geſtalt und unter dem Namen von 
welche einen Großgrundbefitz innehat, Sitz und Stimme, nicht der Vorſteher Commiſſions- und Incaſſogeſchäften auftreten, um fie bald nach den 
der politiſchen Gemeinde. Beſtimmungen der Gewerbeordnung als freie, oder bald nach Inhalt 

Die Gemeinde iſt nicht berechtigt, Gemeindegenoſſen durch Strafandrohung zur des Erlaſſes des k. k. Staatsminiſteriums vom 28. Februar 

5 ine EN, zu DE: 1 6 1 e 1863, Z. 2306, als conceſſionirte Gewerbe zu behandeln. — 

as Einſchreiten des Richters gegen beſitzſtörende Handlungen iſt dadurch nicht ie Thatſa ieſer höchſt ungleichmäßigen is, di ierig⸗ 
ohneweiters ausgeſchloſſen, daß die letzteren auf Grune einer Ermächtigung in, Ape 1 ; ee Me 2 

der Verwaltungsbehörde erfolgten. ($ 339 a. b. G. B.) 5 , 5 5 5 
rr verbreiteten Geſchäſtszweiges entgegenſtellten, die wiederholt betonte 

Perſonalien. Unzulänglichkeit der beſtehenden geſetzlichen Normen hatten zur Folge, 

8 40 0 daß die höheren Verwaltungsinſtanzen mehrfach durch inſtructive 

e i Erläſſe ordnend und erläuternd einzugreifen verſuchten. Aus der 
— N > Reihe der diesfalls ergangenen allgemeinen wie ſpeciellen Verordnungen 

E g . a mögen hier nur zwei der wichtigſten einen Platz finden: Im Jahre 1869 
Die wirthſchaftliche und rechtliche Natur des Geld- ſah ſich die Poltzeidirection zu Wien veranlaßt, der k. k. n. 5. Statt 
j 0 Be: halterei eine Reihe von Mißbräuchen und Unfügen zur Kenntniß zu 
verleihergeſchäftes. bringen, welche unter anderen auch bei den ſogenannten Commiſſions⸗ 

und Incaſſogeſchäften beobachtet worden waren. Die Polizeidirection 

e glaubte zu deren Bewältigung nahſtehende Vorſchläge machen zu 

Gortfezung ) ſollen; 1. Die Errichtung von Filialpfandleihanſtalten in den Voritadt- 

Wenn nunmehr die rechtliche Natur des Geldverleihergeſchäftes bezirken Wien's zur Unterdrückung der Winkelverſatzämter, 2. die 
in Frage ſteht, fo wird es ſich dabei nicht ſowohl um den privat- gänzliche Siſtirung der Verleihung von Con eeſſionen für die 
rechtlichen Charakter des Geſchäftes als einzelnen Verkehrsactes, ſondern ſogenannten Commiſſions- und Incaſſogeſchäfte oder deren Verleihung 
um die gewerbe-, alſo verwaltungsrechtliche Natur der Unternehmungen an ganz vertrauenswürdige Perſonen, allfällig gegen Cautionserlag 
handeln, welche ſich mit dem regelmäßigen Betriebe jenes Geſchäftes oder unter den für die Privatagentie vorgezeichneten Bedingungen, 
zu befaſſen pflegen. In dem Rahmen der ſo begrenzten Aufgabe ſind 3. die Nichtgeſtattung des ausgebreiteten Ankaufes von Effecten gegen 
zwei Fragen umſchloſſen, deren jede für ſich eine beſondere Antwort „Rückkauf“, endlich 4. die Controle der Geſchäftsbücher und des 
fordert, nämlich die Frage: Nach welchem Geſetze find die Geldverleiher- Gebahrens ſolcher Geſchäftsinhaber durch die Gewerbebehörde. Hierüber 
geſchäfte überhaupt zu beurtheilen? ſodann die weitere: Als was reſolvirte der k. k. Miniſter des Innern, an welchen die Angelegenheit 

qualificiren fi dieſe im Ganzen wie in ihren beſonderen Formen weiter geleitet worden war, mit Erlaß vom 10 Juni 1870, 8. 7647, 


Von Dr. V. Pogatichnigg. 


eben im Hinblicke auf die Beſtimmungen jenes Geſetzes? in folgender Weiſe: „Was die vorgeſchlagenen Maßregeln zur Beſeiti⸗ 
Sehen wir zunächſt, welche Löſung dieſen Fragen in der bis- gung des Schwindels bei den Commiſſious- und Incaſſogeſchäſten 
herigen Praxis zutheil wurde. betrifft, ſo theile ich vollkommen die Anſicht, daß dem Entſtehen 


Die Anſichten der Praxis laſſen ſich an drei Gruppen von ſolcher Geſchäfte durch die beantragte Einſtellung darauf gerichteter 
Thatſachen erkennen; die eine derſelben beſteht in Amtshandlungen der Coneceſſionsverleihungen nicht geſteuert werden kann, weil ſolche Unter- 
unmittelbaren Gewerbebehörden; die zweite umfaßt die erläuternden nehmungen, wenn ſie ſich wirklich auf die ihrer Benennung ent⸗ 
und inftructiven Erläſſe der höheren Verwaltungsbehörden; die dritte ſprechenden Geſchäfte beſchränken, gar nicht in die Kategorie der con— 
wird von den Judicaten gebildet, welche ſeitens der mit Juris- eeſſionirten, ſondern in jene der freien Beſchäftigungen gehören 
dictionsbefugmiß ausgeſtatteten Inſtanzen erfloſſen find. In der erſten und weil die dabei vorkommenden Ausſchreitungen noch kein 
Gruppe ſteht uns leider kein anderes Materiale zu Gebote, als welches Grund find, dieſelben etwa im Sinne des $ 30 der Gewerbe— 
wir ſelbſt während eines längeren Amtslebens in mehreren Provinzen ordnung im Verordnungswege an eine Conceſſion zu binden. — 
des Staates zu ſammeln vermochten und das durch die beſcheidenen Gegen die Mißbräuche bei den Commiſſions- und Incaſſo— 


geſchäften, fie mögen ſich als unbefugte Privatgeſchäftsvermittlung 
oder als unbefugte Belehnung von Pfändern (verkappte Winkel⸗ 
verſatzgeſchäfte) manifeſtiren, reichen, ſofern ſie nicht eine nach 
dem Strafgeſeze verpönte Handlung involviren, die in dem 
Gewerbegeſeze vorgeſehenen empfindlichen Strafen, eventuell die 
Gewerbeentziehung vollkommen aus. Die weiters von der k. k. 
Polizeidirection beantragte Nichtgeſtatuung des Ankaufes von Effecten 
gegen Rückkauf oder vielmehr des Wiederkaufes ($ 1068 des 
a. b. G. B.) würde ſich als eine geſetzlich unzuläſſige und in der 
Praxis ganz unwirkſame und undurchführbare Ingerenz der Admini⸗ 
ſtrativbehörden darſtellen. Es bedarf aber auch eines ſolchen Verbotes 
nicht, weil der Vorbehalt des Wiederkaufes bei beweglichen Sachen 
ohnehin unſtatthaft und weil, wenn dieſe Bedingung zur Verbergung 
eines Pfandgeſchäftes mißbraucht wird, das Geſchäft als ein Schein⸗ 
gefchäft ſich darſtellt und nach ſeiner wahren Beſchaffenheit beurtheilt 
werden muß ($ 1070, 1071 des a. b. G. B.); dann aber bei her⸗ 
geſtelltem Beweiſe des gewerbemäßigen Betriebes finden die gewerbs⸗ 
polizeilichen Strafbeſtimmungen wegen unbeſugter Ausübung des Pfand⸗ 
leihgewerbes Anwendung. Ebenſo kann kein Gebrauch gemacht werden 
von dem Antrage auf Einführung einer Controle der Geſchäftsbücher 
ſolcher Unternehmungen durch die Gewerbebehörden; denn ſoweit 
dieſelben als Handelsgeſchäfte im Sinne des Handelsgeſetzbuches anzu⸗ 
ſehen ſind, können auf dieſelben auch nur die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes Anwendung finden und ſind adminiſtrative Maßregeln der 
vorgeſchlagenen Art unzuläſſig u. ſ. w.“ In jüngſter Zeit erging von 
Seite der k. k. n. ö. Statthalterei an eine politiſche Behörde über 
deren Anſrage der Erlaß vom 20. Juni l. J., Z. 13.283; in dieſem 
wird erklärt, daß das Geldausleihen auf Schuldſchein, Wechſel oder 
Hypothek, wenn die Geſchäftsinhaber lediglich ihr eigenes Vermögen 
dazu verwenden, nicht unter die Gewerbeordnung falle und überhaupt 
nicht als Gewerbe angeſehen werden könne, daher weder einer Anmel— 
dung noch einer Conceſſion bedürfe und auch der Gewerbeordnung nicht 
unterliege. Dagegen begründe, heißt es in dieſem Erlaſſe weiter, das 
Geldausleihen auf Fauſtpfänder allerdings den Betrieb des Pfandleih⸗ 
gewerbes, welches nach $ 16, Punkt 12 der Gewerbeordnung an eine 
Conceſſion gebunden ſei. Die Vermittlung von Darlehen überhaupt, 
alſo die Beſchäftigung jener Perſonen, welche nicht mit eigenen Mitteln 
Credit gewähren, ſondern den Geldbedürftigen Darlehen von Dritten 
beſorgen, falle in die Kategorie der Privatgeſchäftsvermittlung, welche 
gemäß des Hofkanzleidecretes vom 5. Februar 1847, 8. 24.671 


(P. G. S.), und gemäß des Staatsminiſterialerlaſſes vom 28. Februar 
1863, 3. 2306, einer ausſchließlich in die Competenz der k. k. Landes⸗ 
ſtelle fallenden Conceſſion bedürfen und ſelbſtverſtändlich auch der 
Erwerbſteuerpflicht unterliegen. Von Entſcheidungen principieller Natur 
vermögen wir nur drei anzuführen; die eine derſelben, in dem Er⸗ 


laſſe des k. k. Miniſterinms des Innern vom 4. April 1876, 


3. 574, erfloſſen, wurde in der „Zeitſchrift für Verwaltung“, Jahr⸗ 


gang 1876, Nr. 24, S. 95, mitgetheilt; anläßlich eines beſtimmten 
Falles entſchied das kak. Miniſterium, 
renten betriebenen Borg: und Gelddarlehensgeſchäfte nicht unter die Beſtim⸗ 
mungen der Gewerbeordnung fallen, daher die Bedingungen der Strafamts— 
handlung nach dieſem Geſetze nicht vorhanden ſeien“. Eine zweite Ent- 
ſcheidung veröffentlichte die „Gerichtshalle“, Jahrgang 1879, Nr. 30, 
S. 151; der k. k. oberſte Gerichts- und Caſſationshof zu Wien ſprach 


in Beſtätigung der diesfalls ergangenen unterrichterlichen Entſcheidungen 


eines Falles aus, daß „die gewerbsmäßige Beſchäftigung des Recurrenten 
mit Geldſpeculationen (Ausleihen von Geld auf Zinſen) ſich als ein 
Handelsgeſchäft nach Artikel 272, Abſatz 2 H. G. B. darſtelle, Re⸗ 
current demnach in Gemäßheit des Artikels 4 H. G. B. als Kaufmann 
anzuſehen und als ſolcher zur Protokollirung der Firma verpflichtet 
ſei“. Die dritte Entſcheidung iſt das in Budwinski's Sammlung, 3. Bd, 
S. 91 unter Nr. 444 mitgetheilte Erkenntniß des k. k. Verwaltungs⸗ 


gerichtshofes vom 11. März 1879, Z. 424; in den Entſcheidungs⸗ 


gründen gibt der Gerichtshof die nachſtehende Deduction: „Aus den 
dem Verwaltungsgerichtshofe vorgelegten adminiſtrativen Verhandlungs⸗ 
acten geht hervor, daß Beſchwerdeführer ſowohl nach eigener Erklärung, 
als nach der Angabe des Gemeindevorſtehers und der einvernommenen 
Vertrauensmänner ſich ſtändig mit nichts Anderem als mit dem Geld— 
ausleihen beſchäftigt, daß der Erwerb aus dieſer Beſchäftigung für ihn 
und ſeine Familie den einzigen und ausſchließlichen Unterhaltsfond bilde, 
daß nach Angabe der Vertrauensmänner Beſchwerdeführer in dieſem 
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„daß die von dem Recur- 


Geſchäfte ein Capital von 10.000 fl. verwende und daß der jährliche 
Umſatz 5000 fl. mit einem durchſchnittlichen Gewinne von 25 Percent 
betrage. Durch Ausweiſe des k. k. Bezirksgerichtes in R. iſt conſtatirt, 
daß Beſchwerdeführer in der Zeit von 1871 bis 1876 zuſammen 
365 Parteien um verſchiedene kleinere und größere Beträge im 
Geſammtbetrage von 20.651 fl. gerichtlich belangt hat. Aus dieſen 
Daten geht offenbar hervor, daß Beſchwerdeführer das Geldausleihen 
geſchäftsmäßig betreibt, daß dieſer Geſchäftsbetrieb auf Erwerb gerichtet 
iſt uud ihm factiſch einen Gewinn bringt, zu deſſen Erzielung nicht nur 
das Capital, ſondern auch die Arbeit des Beſchwerdeführers in Anwendung 
kommen mußte, ſo daß der Gewinn, das Einkommen ſich nicht als ein 
Ausfluß der ohne Arbeit erzielten Zinſen von Darlehen oder ſtehenden 
Schuldforderungen, welche im § 4 des Einkommenſteuerpatentes in der 
III. Claſſe einbezogen ſind, ſondern als Ergebniß ſeiner Arbeit in der 
Verwendung des ihm zu Gebote ſtehenden Capitals und in deſſen 
raſcherem Umſatze in kurzer Zeit darſtellt. — Da nun nach der allge— 
meinen, im Eingange des kaiſerlichen Patentes vom 31. December 1812 
aufgeſtellten Regel der mit dieſem Patente eingeführten Induſtrial- oder 
Erwerbſteuer Gewerbe, Fabriken und Handelsunternehmungen oder 
andere gewinnbringende Beſchäftigungen dieſer Art, denen ſich 
Jemand widmet, zu unterziehen ſind, die von dem Beſchwerdeführer 
betriebenen Creditgeſchäfte jedenfalls als gewinnbringende Beſchäftigung 
angejehen werden müſſen, jo fand der Verwaltungsgerichtshof die 
Beſchwerde, inſoweit dieſelbe gegen die Erwerbſteuerpflicht dieſes 
Geſchäftsbetriebes gerichtet war, nicht gegründet.“ Was die Einkommen— 
ſteuer betrifft, ſo ſprach der Verwaltungsgerichtshof in demſelben Er— 
kenntniſſe ſich dahin aus, daß das Erträgniß gewerbsmäßig betriebener 
Creditgewährung der Einkommenſteuer I. Claſſe unterliege. 

Ueberblickt man nun dieſes in dem letzten Abſchnitte zu ſammen⸗ 
geſtellte Materiale, ſo findet man, daß alle möglichen Rechtsanſichten 
in demſelben vertreten ſind. Bald wird das Geldverleihergeſchäft der 
Geltung des Handelsgeſetzes, bald jener der Gewerbeordnung, bald 
wieder den Beſtimmungen einer Specialverordnung unterſtellt; nach der 
einen Anſicht ſoll es gar kein Gewerbe ſein, einer anderen Meinung 
zufolge beſitzt es wieder die Qualification eines ſolchen; bald wird es 
als freies, bald wieder — und dies keineswegs nur in der Geſtalt des 
Pfandleihgeſchäftes — als ein Gewerbe behandelt, für deſſen Betrieb die 
Erlangung einer Conceſſion erforderlich ſei. Von einer con munis 
opinio doctorum iſt alſo bezüglich dieſes Geſchäftes in der Praxis 
der Verwaltung nicht im entfernteſten noch die Rede. 

(Schluß ſolgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Competenz der politiſchen Behörden zur Beſtrafung der Ueber- 
tretungen der Licitationsordnung vom 15. Juli 1786. 

A. R. veräußerte im Bezirke L. als Agent des W. E. in G. 
mehrere Realitäten, in deren Befitz E. durch Executionsführung 
gekommen war, im Wege der öffentlichen Feilbietung, ohne die hiezu 
erforderliche Bewilligung eingeholt zu haben. 

Wegen Uebertretung der Licitationsordnung vom 15. Juli 1786 und 
mit Rückſicht auf § 269 des kaiſerlichen Patentes vom 1. Auguſt 1854, 
R. G. Bl. Nr. 208 (gerichtliches Verfahren in Rechtsangelegenheiten 
außer Streitſachen,, wurde R. nach der Miniſterialverordnung vom 
30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, vom Bezirkshauptmanne 
in L. zu einer Geldſtrafe von 20 fl., eventuell 4 Tagen Arreſt ver- 
urtheilt. 

Die Landesſtelle hat im Recurswege dieſes Straferkeuntniß beſtätigt 
und ließ ſich hiebei von folgenden Erwägungen leiten: „Nach der Licitations⸗ 
ordnung vom Jahre 1786 kann ohne obrigkeitliche Bewilligung nichts 
öffentlich verſteigert werden. Bei gerichtlichen Verſteigerungen iſt die 
Obrigkeit die Gerichts-, bei den übrigen die politiſche Behörde (jetzt 
die Gemeinde, Artikel 5 des Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. 
Nr. 18). Die Unterlaſſung der Einholung dieſer Bewilligung iſt aber 
weder vom Strafgeſetze als Uebertretung erklärt, noch kann gefolgert 
werden, daß, wenn auch im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde 
die Vornahme freiwilliger Feilbietungen beweglicher Sachen gelegen iſt, 
ihr auch die Beſtrafung der Uebertretung der Feilbietungsordnung 
zuſtehe. Es muß vielmehr die Handhabung der obigen im öffentlichen 


Jutereſſe erlaſſenen Beſtimmung der Feilbietungsordnung nach wie vor 
zur Competenz der politiſchen Behörden gehörig angeſehen und deren 
Uebertretung nach der Miniſterialverordnung vom Jahre 1857 geahndet 
werden.“ 


Anmerkung des Einſenders. 

Wie ſchon endgiltig entſchieden wurde, kann aus der Unterlaſſung 
der Einholung der zur Vornahme einer Verſteigerung erforderlichen 
Bewilligung die Ungiltigkeit des Verſteigerungsactes nicht gefolgert 
werden und ebenſo dürfte die Frage, ob in ſolchen Fällen die Zuweiſung 
des geſetzlichen Armenpercentes nach der Miniſterialverordnung vom 
20. Auguſt 1855, R. G. Bl. Nr. 146, zu erfolgen hätte, zu bejahen 
ſein. Für dieſe Anſicht ſpricht auch das Hofkanzleideeret vom 13. December 
1808, welches zudem eine Straffraction von 25 bis 100 fl. für die 
obige Uebertretung feſtſetzt, daher die von beiden Inſtanzen erfolgte 
Anwendung der Minifterialverordnung vom 30. September 1857 
eine ungeſetzliche war. F. K. 


Zu $ 16, alinea 5 des Geſetzes vom 15. Juli 1864, L. G. Bl. 
für Böhmen Nr. 27. — Im Bezirksausſchuſſe hat der Vorſtand 
der Orts gemeinde, welche einen Großgrundbeſitz innehat, Sitz 
und Stimme, nicht der Vorſteher der politiſchen Gemeinde. *) 

Die Stadt Leitomiſchl, welche mit den Ortſchaften Lany, Zahäj 
und Zahrad in eine politiſche Gemeinde mit einem Bürgermeiſter an 
der Spitze vereinigt iſt, beſitzt ihr eigenes Vermögen, welches ein 
eigens hiezu gewählter Ausſchuß verwaltet, an deſſen Spitze der Vor⸗ 
ſteher der Ortsgemeinde ſteht. Ein Theilobject dieſes Vermögens bildet 
der in die Landtafel eingetragene Großgrundbeſitz Desna und Sloupnic. 
Als in Vertretung dieſes Großgrundbeſitzes der Bürgermeiſter im 
Bezirksausſchuſſe den Sitz einnahm, beſchwerte ſich dagegen der Vorſteher 
der Ortsgemeinde und es hat die k. k. böhmiſche Statthalterei mit dem 
Erlaſſe vom 2. März 1876, Z. 63.596, erklärt, daß die Vertretung des 
Großgrundbeſitzes Desna und Sloupuic, welcher ſich im Beſitze der 
Stadt (Ortsgemeinde) Leitomiſchl befindet, im Sinne des § 16, 
alinea 5 des Geſetzes vom 15. Juli 1864 keineswegs dem Gemeinde— 
vorſtande, ſondern dem Ortsvorſtande der Ortsgemeinde Stadt 
Leitomiſchl, welcher auf Grund des § 108 der Wahlordnung für die 
Gemeinden gewählt erſcheint, gebühren. 

Das k. k. Miniſterium des Innern verwarf mit Erlaß vom 28. Juni 
1876, Z. 4563, den gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurs des 
Bürgermeiſters der politiſchen Gemeinde Leitomiſchl, welchen derſelbe im 
eigenen Namen und im Namen der politiſchen Gemeinde Leitomiſchl 
überreicht hatte, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Die Stadtgemeinde Leitomiſchl, das iſt die politiſche, aus der 
Vereinigung mehrerer Ortsgemeinden entſtandene Gemeinde, hat keinen 
in der Landtafel eingetragenen Großgrundbeſitz in ihrem Beſitze; — es 
greift daher die Beſtimmung des § 14, alinea 2 des Geſetzes vom 
25. Juli 1864 betreffs der Bezirksvertretung rückſichtlich dieſer 
Gemeinde nicht Platz. Dagegen iſt die Ortsgemeinde „Stadt Leitomiſchl“ 
Eigenthümerin des in der Landtafel eingetragenen Großgrundbeſitzes 
Desna und Sloupnic, welcher zu den Wahlen für den Bezirksausſchuß 
Leitomiſchl in der Gruppe der Großgrundbeſitzer berechtigt. 

Da nun zur ſelbſtändigen Verwaltung dieſes in der Landtafel 
eingetragenen Großgrundbeſitzes als eines Theiles des Vermögens der 
Ortsgemeinde „Stadt Leitomiſchl“ auf Grund des VIII. Hauptſtückes 
des Gemeindegeſetzes vom 16. April 1864 ein eigener Ausſchuß der 
Ortsgemeinde „Stadt Leitomiſchl“ beſteht, To kann das dieſem Groß⸗ 
grundbeſitze nach $ 13 des Geſetzes über die Bezirksvertretung zuſtehende 
Wahlrecht, reſp. das Recht, nach § 16, alinea 5 dieſes Geſetzes ohne 
Wahl in die Bezirksvertretung einzutreten, nur der geſetzliche Vertreter 
des dieſen Großgrundbeſitz verwaltenden Ortsausſchuſſes ausüben, das 
iſt alſo nur der Ortsvorſteher der Ortsgemeinde „Stadt Leitomiſchl“. 

R. 


Die Gemeinde iſt nicht berechtigt, Gemeindegenoſſen durch Straf⸗ 
androhung zur Vorlage ihrer Heimatſcheine zu zwingen. 

Der Grundbeſitzer M. benöthigte einen Heimatſchein und wollte 

denſelben von der Gemeinde V., in deren Bereiche er wohnte, haben. 


*) ‚Siehe den Aufſatz in Nr. 11, Jahrgang XI dieſer Zeitſchrift: „Stoffen 
zur Gemeindewahlordnung für Böhmen v. J. W., k. k. B. H. — Artikel III zu 
88 107 und 108.“ 
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Dieſe verweigerte ihm die Aufnahme in den Heimatsverband. Sie erhielt 
über Nachfrage vom Gemeindeamte K. die Mittheilung, daß M. zu 
dortiger Gemeinde zuſtändig ſei. Die Gemeindevorſtehung V., welcher 
an der vollftändigen Conſtatirung des Heimatsrechtes des M. gelegen 
war, forderte den M. auf, zur Erlangung des Heimatſcheines eine 
Stempelmarke von 15 kr. vorzulegen, und drohte bei der Wiederholung 
dieſer Aufforderung dem M. an, ihm den Aufenthalt zu verweigern. 
M. kam dieſer Aufforderung nicht nach, ſondern antwortete, er wolle 
nicht nach K., ſondern nach V. zuſtändig ſein. Da M. noch nicht Folge 
leiſtete, wendete ſich die Gemeindevorſtehung V. an die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft U. um Rath, wie ſie gegen M. vorzugehen habe, und 
erhielt folgende Antwort: „Sollte M. der Aufforderung, welche im 
gütlichen Wege auch von der Bezirkshauptmannſchaft mündlich an 
ihn geſtellt wurde, keine Folge leiſten, fo ſteht es der Gemeindevor⸗ 
ſtehung frei, im Grunde der Beſtimmung der Gemeindeordnung vom 
13. März 1864, L. G. Bl. Nr. 5, dieſelbe Aufforderung eventuell 
unter Androhung einer im geſetzlichen Aus maße zu beſtimmenden Geldſtrafe 
zu erneuern. Hiezu erſcheint die Gemeindevorſtehung vollſtändig berechtigt, 
da derſelben als ein Ausfluß der Wahrung ihrer Intereſſen und der 
Handhabung der Localpolizei das Recht zuſteht, ſich zu jeder Zeit von 
den Heimatsverhältniſſen der Bewohner ihres Gebietes die nöthige 
Ueberzeugung zu verſchaffen.“ — Die Gemeinde V. forderte nun den 
M. unter Androhung einer Ordnungsſtrafe von 5 fl. auf, ſich binnen 
14 Tagen einen Heimatſchein zu verſchaffen und denſelben vorzuweiſen. 

Ueber den Recurs des M. beſtätigte die Bezirkshauptmannſchaft 
U. dieſe Entſcheidung und gab zur ſelben nachſtehende Begründung an: 
„Laut Schlußſatzes des mit dem Geſetze vom 18. October 1868, 
L G. Bl. Nr. 26, abgeänderten $ 6 der Gemeindeordnung für 
Kärnten hat die Gemeinde über alle Gemeindeglieder eine genaue 
Matrikel zu führen. Um dieſe aber führen zu können, erſcheint die 
Gemeindevorſtehung im Grunde des § 55 der Gemeindeordnung für 
Kärnten vom 15. März 1864, L. G. Bl. Nr. 5, berechtigt, die 
zu den Gemeindemitgliedern gehörigen Gemeindegenoſſen zur Aus— 
weiſung ihrer Zuſtändigkeit zu verhalten. Die Gemeindevorſtehung 
hat nun das Recht, dieſe von ihr als poltzeiliche Behörde erlaſſene 
Anordnung gemäß § 1 der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 
1854, R. G. Bl. Nr. 96, durch die ihr geſetzlich zuſtehenden 
Mittel in Vollzug zu bringen, daher im vorliegenden Falle nach 
Analogie der SS 7 und 8 derſelben kaiſerlichen Verordnung mit 
den im § 11 daſelbſt feſtgeſetzten Ordnungsſtraſen vorzugehen.“ — 
Gleichzeitig bemerkte die Bezirkshauptmannſchaft, daß die von der Ge—⸗ 
meinde V. in einer früheren Aufforderung beigefügte Androhung der 
Aufenthaltsverweigerung ungeſetzlich war, weil fie mit dem § 9 der 
Gemeindeordnung im Widerſpruche ſteht. 

Ueber den Recurs des M. fand die k. k. Landesregierung die 
recurirrte Entſcheidung, beziehungsweiſe den gemeindeämtlichen Auftrag, 
infofern mit demſelben Recurrent zur Beibringung und Nachweiſung 
eines ſeine Zuſtändigkeit ausweiſenden Documentes innerhalb 14 Tagen 
aufgefordert wurde, aus dem Grunde zu beſtätigen, weil der Gemeinde 
als Ausfluß der Wahrung ihrer Intereſſen und der Handhabung der 
Localpolizei das Recht zuſtehen muß, ſich von den Heimatsverhältniſſen 
der in ihrem Gebiete befindlichen Bewohner jederzeit die Ueberzeugung 
zu verſchafſen und die in dieſer Richtung erforderlichen Aufträge zu 
erlaſſen. Inſofern jedoch mit dem gemeindeämtlichen Auftrage auf die 
Nichtvollziehung desſelben eine Strafe ausgeſprochen wurde, fand die 
k. k Landesregierung die mit dem gemeindeämtlichen Auftrage ausge— 
ſprochene und mit der recurrirten Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 
beſtätigte Strafandrohung aus dem Grunde gänzlich zu beheben, weil 
der Gemeindevorſteher nur in Ausübung der SS 34 und 58 der Ge⸗ 
meindeordnung eine Strafe anzudrohen berechtigt iſt, auf den vorlie⸗ 
genden Fall aber die Beſtimmung dieſer beiden Paragraphe keine An- 
wendung findet und ſonach der Gemeindevorſtehung nur das Recht 
zuſteht, die Vollziehung des erlaſſenen gemeindeämtlichen Auftrages bei 
der vorgeſetzten politiſchen Behörde zu erwirken. 

Hiergegen ergriff die Gemeinde V. den Recurs und ſagte in 
demſelben: „Die vorſtehende Angelegenheit berührt zunächſt das Inter⸗ 
eſſe der Gemeinde, gebört daher nach § 27 der Gemeindeordnung 
zum ſelbſtändigen Wirkungskreiſe und nach ausdrücklicher Erklärung 
der hohen k. k. Landesregierung zur „Handhabung der Localpolizei“. 
Warum hier die SS 34 und 58 der Gemeindeordnung nicht Anwendung 
finden ſollen, iſt nicht begreiflich und wird dieſe Meinung von Seite 


der hohen Landesregierung auch in feiner Weile begründet. Der Ge- 
meindevorſteher iſt nach 8 48 der Gemeindeordnung in Angelegenheiten 
der Gemeinde das verwaltende und vollziehende Organ. Wo bleibe 
dieſe Vollzugsgewalt, wenn die Verhängung von Zwangsmaßregeln 
immer erſt bei der k k. Bezirkshauptmannſchaft angeſucht werden 
müßte? Ja, der ganze ſelbſtändige, das iſt eigentliche Wirkungskeis der 
Gemeinde, in welchem fie nach $ 27 der Gemeindeordnung anordnen 
und verfügen kann, würde thatſächlich ein höchſt unſelbſtändiger ſein 
und die Selbſtverwaltung der Gemeinde würde aufhören.“ 

Das k. k. Miniſterium des Innern fand am 13. Juni 1879, 
Nr. 4296, dem Recurſe keine Folge zu geben, weil der Gemeinde— 
vorſteher weder nach § 34, noch nach $ 58 der Gemeindeordnung 
befugt war, eine ſolche Strafandrohung auszusprechen *). 

Kärnt. Gem.⸗Blatt. 


Das Einſchreiten des Nichters gegen beſitzſtörende Handlungen 

iſt dadurch nicht ohneweiters ausgeſchloſſen, daß die letzteren 

auf Grund einer Ermächtigung der Verwaltungsbehörde erfolgten. 
($ 339 a. b. G. B.) 

A. klagte den B. wegen Beſitzſtörung, weil letzterer den Zugang 
zu dem zwiſchen den beiderſeitigen Häuſern befindlichen Grundſtücke 
(Gäßchen) durch Aufſtellung eines Zaunes abgeſperrt hatte. 

In erſter Inſtanz wurde dem Klagebegehren ſtattgegeben, obwohl 
B. nachwies, daß er vom Gemeindevorſteher die Ermächtigung zur 
Aufſtellung des Zaunes erhalten hat. 

Auf Recurs des B. wurde in der zweiten Inſtanz das erſt⸗ 
richterliche Verfahren aufgehoben und das Bezirksgericht angewieſen, 
die Klage wegen Unzuſtändigkeit des Gerichtes der A. zurückzuſtellen 
in Erwägung, daß, wenn auch die A. im factifchen Beſitze des Grund⸗ 
ſtückes geweſen iſt, die Abſperrung desſelben von Seite des B. eine 
Beſitzſtörung nicht begründet, weil dieſer Handlung das nach $ 339 
a. b. G. B. zum Thatbeſtande jeder Beſitzſtörung erforderliche Merk— 
mal der Eigenmächtigkeit fehlt, da B. zur Einzäunung die Bewilligung 
des Bürgermeiſters erhalten hat und die von ihm unternommene 
Handlung nur in Ausführung einer von der zuſtändigen Behörde erhal— 
tenen Ermächtigung geſchehen iſt, den Gerichten aber die Prüfung, ob 
die autonome Behörde immerbalb ihres Wirkungskreiſes gehandelt hat, 
nicht zuſteht, die Klage der A. jedoch, wenn in eine vollſtändige Erör— 
terung des Klagefactums und der vorgebrachten Einwendungen ein— 
gegangen werden wollte, zur Prüfung der Geſetzmäßigkeit der Verfügung 
der autonomen Behörde führen würde; da endlich die Klage ſich als 
ein Mittel darſtellt, die Bewilligung des Bürgermeiſters aufzuheben, 
ſomit nicht die Grundlage für eine gerichtliche Entcheidung abgeben kann. 


Auf Revifionsrecurs der A. wurde die Entſcheidung des Ober- 


landesgerichtes mit oberſtgerichtlicher Entſcheidung vom 4. Juni 1878, 
Z. 6414, behoben und demſelben aufgetragen, über Recurs des B. 
in der Sache zu erkennen, in Erwägung, daß die Beſitzſtörung nach 
Inhalt der Klage darin beſteht, daß die A. durch die Errichtung des 
Zaunes gehindert worden iſt, über den Grund zu ihrem Hauſe zu 
gehen, wie es bisher von ihr ſtets geſchehen iſt; in Erwägung, daß 
von keiner Seite behauptet worden iſt, daß dieſer Grund (Gäßchen) 
ein öffentlicher Weg iſt, und in Erwägung, daß der Umſtand, daß 
das Bürgermeiſteramt die Bewilligung zur Errichtung des Zaunes 
gegeben hat, da hiebei öffentliche Rückſichten nicht obwalten, auf das 
zwiſchen Klägerin und dem Geklagten beſtehende Privatrechtsverhältniß 
keinen Einfluß nehmen und die Erſtere nicht hindern konnte, ihre Klage, 
wenn ſie ſich im Beſitze der Benützung des Grundes geſtört erachtete, 
bei dem zuſtändigen Gerichte einzubringen. Ger.⸗Ztg. 


Gelege und Verordnungen. 


1879. J. Quartal. 
Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Lander. 
Nr. 1. Ausgeg. am 1. Jänner. 
Indirecete Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 2 R. G. Bl. 


) Die Redaction des „Kärnt. Gent. Bl.“ bemerkt hiezu: „daß das 


Geſetz ſich auch für die entgegengeſetzte Meinung auslegen laſſe“. Man vergl. 
übrigens die Mittheilung in Nr. 28 auf S. 110, Jahrgang 1878 der „Oeſterr, 
Zeitſchrift f. Verwaltung“. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Nr. 2. Ausgeg. am 2. Jänner. 
Indirecete Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 1 R. G. Bl. 
Nr. 3. Ausgeg. am 2. Jänner. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels über die 
Vollziehung des Handelsvertrages zwiſchen Oeſterreich-Ulngarn und dem deutſchen 
Reiche vom 16. December 1878. Z. 34.607. 31. December 1878. 

Nr. 4. Ausgeg. am 3. Jänner. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels, womit im 
Nachhange zu der Durchführungsvorſchrift zum allgemeinen Zolltarife des öſter⸗ 
reichiſch⸗-ungariſchen Zollgebietes vom 29. December 1878 (V. Bl. Nr. 47) das 
Verzeichniß der in den Ländern der ungariſchen Krone aufgeſtellten königlichen 
Zollämter verlautbart wird. Z 34.681. 31. December 1878. 

Nr. 5. Ausgeg. am 11. Jänner. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Formulare für Hypothekar-Cautions⸗, Wohnungs⸗ und Solidarhaftungs⸗ 

Erklärungen bei Zollborgungen. Z. 23.840. 7. Jänner. 
Nr. 6. Ausgeg, am 11. Jänner. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 8 und 9 R. G. Bl. 

Nr. 7. Ausgeg. am 12. Jänner. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 10 R. G Bl. 
Nr. 8. Ausgeg. am 13. Jänner. 
Allgemeines: 
Minimalgewicht der Goldſtücke. Z. 240 F.⸗M. 10. Jänner. 
Judireete Abgaben und Staats monopole. 

Verordnung des Finanzminiſteriums wegen theilweiſer Aufhebung des 
Verbotes, mehr als Eine Zuckerſendung oder mehrere Zuckerforten unter ein 
und demſelben Raumverſchluſſe zur Austrittsbehandlung anzuweiſen, und wegen 
bedingter Geſtattung bei dem zur Ausfuhr beſtimmten Rohzucker die Wahl der 
von dem Verſendungsamte wirklich abzuwägenden Zuckerſäcke unmittelbar in Eiſen⸗ 
bahnwägen vorzunehmen. Z. 34.397. 4. Jänner. 

Abdruck von Nr. 5 und 7 R. G. Bl. 

Nr. 9. Ausgeg. am 21. Jänner 
Allgemeines: 

Verrechnung der Differenzen zwiſchen dem zolltarifmäßigen und dem caſſa— 
mäßigen Werthe der zu Zollzahlungen verwendeten Goldmünzen. Z. 398 F.⸗M. 
18. Jänner. 

Nr. 10. Ausgeg. am 23. Jänner. 
Indirecte Abgaben und Staats monopole, 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums, womit für den Monat Februar 
1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zah— 
lung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 392 F.⸗M. 20. Jänner. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe des Miniſteriums des Innern 
Dr. Ottokar Wein gartner Edlen von Münzberg das Ritterkreuz des 
Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath und Finanzbezirksdirector in Iglau Alois Ur banek, 
dann den Finanzrath der Finanzdirection in Salzburg Joſef Wolf zu Ober⸗ 
finanzräthen der Brünner Finanzlandesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mik Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrevidenten der Direction für adminiſtrative Statiſtik 
Joſef Pizzala das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Badearzte in Carlsbad Dr. Gallus Ritter 


v. Hochberger das Comthurkreuz des Franz Joſef-Ordens verliehen. 


Der Miniſter des Innern hat den Regierungsſecretär Victor Ritter 
v. Ortynski zum Bezirkshauptmanne in der Bukowina ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirksarztensſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Sanitäts⸗ 
aſſiſtentenſtelle in der Bukowina, bis 1. September. (Amtsbl. Nr. 183.) 
Arztensſtelle in der Stadt Wien mit 800 fl. Gehalt und Quartier⸗ 
geld von 160 fl., bis 25. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 185.) 
2 Concipiſtenſtellen bei der k. k. Generaldirection der Tabakregie in Wien 
in der zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte September. (Amksbl. Nr. 185.) 


Du Hiezu als Beilage: Bogen 16 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 
Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


